
   
 

 

 

Pressemitteilung         25.11.2020  

Priorität ist nicht gleich Priorität - Kaffenberger kritisiert Radwegeplanung der Stadt 

Der Radschnellweg nach Roßdorf kommt, aber wann? Seit über einem Jahrzehnt wird er 

gefordert. Im Mai 2019 wurde der Ausbau bei einer öffentlichen Veranstaltung der Roßdorfer 

Energie-Gemeinschaft e. V. (REG.eV) in Roßdorf von Oberbürgermeister Jochen Partsch für 

2020/2021 angekündigt. Auch das Darmstädter Echo berichtete dazu. Der Radweg zwischen 

Darmstadt und dem Bessunger Forsthaus sei perspektivisch für 2000 Radpendelnde 

ausgelegt und würde etwa zwei Millionen Euro kosten.  

Der positiven Verkündung folgt nun jedoch Ernüchterung. Laut Magistratsbeschluss und 

Beschlussfassung der Stadtverordnetenversammlung, über die im Darmstädter Echo vom 

23.11. berichtet wurde, wird die Umsetzung des Radweges in frühestens drei bis vier Jahren 

projektiert. Das sind nun wieder weitere Jahre Verzug gegenüber der Ankündigung aus dem 

letzten Jahr. 

„Wieder einmal zeigt die grün-schwarze Stadtregierung, dass die überregionale 

Verkehrswende für sie keine prioritäre Aufgabe ist. Wie schon bei der Lichtwiesenbahn oder 

bei der Planung der Busspur am Ostbahnhof wird im Rahmen des Radwegeausbaus mit 

dem 4×4 Programm die Anbindung des Ostkreises hinten angestellt“, so Kaffenberger. 

„Um möglichst viele Menschen zum Umstieg auf Bus, Bahn und das Rad zu bringen, muss 

die Anbindung der Städte und Gemeinden im Kreis, aus denen die meisten Pendlerinnen 

und Pendler kommen, schnellstmöglich angegangen werden. Wenn die grün-schwarze 

Stadtregierung wie bei der Busspur oder dem Radweg auf der Bremse steht, braucht sie sich 

nicht wundern, dass das mit der Verkehrswende und Luftreinhaltung nichts wird“, kritisiert 

Kaffenberger.  

„Hektisch vor der Kommunalwahl nur mit dem Ausbau von Radwegen in der Innenstadt 

anfangen, ist keine Strategie zur Verkehrswende, sondern Wahlkampf. Ich würde mir 

wünschen, dass der Radweg nach Roßdorf tatsächlich Priorität hat und werde mich im 

Landtag für entsprechende Mittel einsetzen“, so Kaffenberger abschließend. 


